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Änderung des Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) 
zugunsten der Landwirtschaft 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Die Preis-Kosten- Verhältnisse in der Landwirtschaft haben sich 
in den letzten Jahren erheblich verschlechtert. Selbst gut ge- 
führte, strukturell gesunde landwirtschaftliche Betriebe geraten 
in Liquiditäts- und Rentabilitätsschwierigkeiten. Die Lage hat 
sich seit der Einbringung des Antrags im März 1971 nicht gebes- 
sert. 


B. Lösung 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU sieht in seiner ursprüng- 
lichen Fassung in Anlehnung an die Regelung im Aufwertungs- 
ausgleichsgesetz nur eine Erhöhung des Mehrwertsteuer-Durch- 
schnittssatzes für Landwirte von 8 v. H. auf 11 v. H. vor ; die 
auf die Umsatzsteuerschuld anrechenbaren Vorsteuer- und 
Kürzungsbeträge werden auf die gleiche Höhe gehoben. 


C. Alternativen 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU wurde im Verlaufe der 
Ausschußberatung dahin gehend geändert, daß die Maßnahme 
nicht mehr zu Lasten des Steueraufkommens, sondern zu Lasten 
der Verbraucherpreise wirksam werden soll. Dies sollte durch 
eine Anhebung des Steuersatzes für Lebensmittel von 5,5 v. H. 
auf 7 v. H. verwirklicht werden. 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU wurde gegen die Stim- 
men ihrer Mitglieder abgelehnt. 


D. Kosten 

Der in der Ausschußberatung modifizierte Antrag wirkt steuer- 
aufkommensneutral (ursprünglich 900 Millionen DM Steuer- 
mindereinnahmen im Jahr). 
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des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes (Mehr- 
wertsteuer) und des Aufwertungsausgleichsgesetzes 

— Drucksache VI/1932 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Weber (Köln) 


Der Gesetzentwurf wurde in der 106. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 3. März 1971 an den 
Finanzausschuß, mitberatend an den Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung an den Haushaltsaus- 
schuß überwiesen. Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat die Vorlage mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Der Finanzausschuß hat über die Vorlage am 
23. September 1971 ebenfalls mit negativem Ergeb- 
nis beraten. Zum besseren Verständnis sollen im 
folgenden auch die wesentlichen Ereignisse der 
letzten Jahre kurz dargestellt werden, die selbst- 
verständlicher Ausgangspunkt der Ausschußbera- 
tung waren. 

Die Lage der Landwirtschaft ist in den letzten 
Jahren dadurch gekennzeichnet, daß Preissteige- 
rungen bei den landwirtschaftlichen Betriebsmitteln 
sinkende Abnahmepreise bei den landwirtschaft- 
lichen Produkten gegenüberstehen. 

Der den Gegenstand dieses Berichts bildende An- 
trag der Fraktion der CDU/CSU wurde am 9. März 
1971 eingebracht. Er beinhaltete in seiner damaligen 
Fassung eine Aufstockung der umsatzsteuerlichen 
Maßnahmen des Aufwertungsausgleichsgesetzes um 
3 Prozentpunkte zu Lasten der Staatskasse (etwa 
900 Mio DM Steuerausfall jährlich). Die Antragstel- 
ler stellen fest, die Folge der Aufwertung sei nur 
einer der in letzter Zeit ungünstig auf die Landwirt- 
schaft einwirkenden Faktoren. Der Antrag ist auf 
das Landwirtschaftsgesetz vom 5. September 1955 
(BGBl. I S. 565) gestützt; nach diesem Gesetz ist die 
Landwirtschaft mit Mitteln der allgemeinen Wirt- 


schafts- und Agrarpolitik — insbesondere der Han- 
dels-, Steuer-, Kredit- und Preispolitik — in den 
Stand zu setzen, die für sie bestehenden naturbe- 
dingten und wirtschaftlichen Nachteile gegenüber 
anderen Wirtschaftsbereichen auszugleichen und 
ihre Produktivität zu steigern. 

Am 25. März 1971 wurden im Rahmen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft preisrechtliche 
Maßnahmen zugunsten der Landwirtschaft der Mit- 
gliedstaaten beschlossen, deren einnahmeverbes- 
sernde Wirkung für die deutsche Landwirtschaft 
vom Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten mit 800 bis 900 Millionen DM jährlich 
beziffert wird (Drucksache VI/2540 S. 3). 

Der späteren Freigabe des Wechselkurses der 
Deutschen Mark, über deren Auswirkungen auf die 
Landwirtschaft der Bundestag unter anderem durch 
die Beantwortung einer Kleinen Anfrage der Frak- 
tion der CDU/CSU unterrichtet worden ist (Druck- 
sache VI/ 2464) , hat der Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften durch eine auf Artikel 103 EWG-Ver- 
trag gestützte Verordnung Rechnung getragen, die 
der Bundesrepublik Deutschland die Erhebung einer 
Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr bestimmter land- 
wirtschaftlicher Produkte und deren Folgeerzeug- 
nisse ab 12. Mai 1971 gestattet. Durch die deutsche 
Verordnung über die Erhebung einer Ausgleichs- 
abgabe zur Sicherung der deutschen Landwirtschaft 
vom 14. Mai 1971 (BGBl. I S. 233) hat die Bundes- 
regierung von der Ermächtigung der EWG in vollem 
Umfang Gebrauch gemacht. 

In der Ausschußberatung am 23. September 1971 
. hielten die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU 
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die beantragte zusätzliche Ausgleichmaßnahme zu- i 
gunsten der Landwirtschaft aufrecht, trugen jedoch 
den ihr entgegengehaltenen Bedenken wegen der j 
Belastung des Haushalts des Bundes und der Län- 
der dadurch Rechnung, daß sie ein Durchschlagen 
der Maßnahme auf die Verbraucherpreise befürwor- 
teten, wobei eine Erhöhung des Lebenshaltungs- 
kostenindexes — der von den Vertretern der Bun- 
desregierung mit 0,5 v. H. beziffert wurde — in ! 
Kauf genommen werden sollte. Die gesetzestech- 
nische Verwirklichung dieser Änderung sollte durch 
eine Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes für Le- 
bensmittel von 5,5 auf 7 v. H. erfolgen. ' 

Auch nach dieser Änderung fand der Antrag der i 
Fraktion der CDU/CSU jedoch nicht die Zustimmung , 
der Bundesregierung und der Mitglieder der sie tra- 
genden Fraktionen. Die Ablehnung wurde einmal | 
mit dem Hinweis auf die bereits von der Bundes- 
regierung oder der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft ergriffenen Maßnahmen begründet. Die Euro- | 
päische Wirtschaftsgemeinschaft habe bei den Ver- j 
handlungen im Mai 1971 klar zu erkennen gegeben, ! 
daß sie weitergehenden Maßnahmen zugunsten der 
deutschen Landwirtschaft nicht zustimmen werde; 
eine Überprüfung sei erst wieder in einem späteren 
Zeitpunkt möglich. Eine einseitige Maßnahme der 
von der Fraktion der CDU/CSU beantragten Art ver- 
stoße aber gegen Artikel 92/93 und 95/96 des EWG- j 


Vertrages und sei auch mit den Harmonisierungs- 
bestrebungen auf dem Gebiete der Umsatzsteuer 
unvereinbar. 

Eine Inanspruchnahme des Umsatzsteuergesetzes 
für eine Stützung der deutschen Landwirtschaft 
werde auch aus prinzipiellen Gründen abgelehnt, 
zumal diese Form der Beihilfegewährung nicht 
sicherstelle, daß die Maßnahme wirklich und aus- 
schließlich der Landwirtschaft zugute komme. 
Schließlich sei es nicht zu verantworten, die Lebens- 
haltungskosten weiter zu erhöhen. 

Von seiten der Opposition wurde demgegenüber 
darauf hingewiesen, selbst Mitglieder der Bundes- 
regierung hätten die Forderung der Landwirtschaft 
nach einer angemessenen Hebung des Preisniveaus 
für landwirtschaftliche Erzeugnisse im Grundsatz an- 
erkannt. Die getroffenen Maßnahmen seien dem- 
gegenüber im wesentlichen nur Schadensersatz für 
die währungspolitischen Maßnahmen. Der Grundtat- 
bestand, daß die Landwirtschaft nicht nur nicht an 
den allgemeinen Steigerungen der Einkommen teil- 
nehme, sondern sogar zunehmend zurückfalle, bleibe 
dagegen weiter unberücksichtigt. Die deutsche Land- 
wirtschaft erwarte deshalb zu Recht dringend erfor- 
derliche ergänzende Maßnahmen. 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU fand auch 
in der vorbezeichnet geänderten Form keine Mehr- 
heit. 


Bonn, den 28. September 1971 


Dr. Weber (Köln) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umsatz- 
steuergesetzes (Mehrwertsteuer) und des Aufwer- 
tungsausgleichsgesetzes — Drucksache VI/ 1 932 — - ab- 
zulehnen. 


Bonn, den 28. September 1971 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Dr. Weber (Köln) 

Berichterstatter 
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